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Sehr geehrter Herr Minister Laumann,  

wir schätzen Ihr Verantwortungsgefühl und wie Sie mit Augenmaß die weiteren Schritte zur 
Öffnung der Einrichtungen der Behindertenhilfe veranlassen.  
 
Wir können Ihnen versichern, dass wir als Eltern und Betreuer nach wie vor diesen 
vorsichtigen Weg für richtig halten und unsererseits immer noch größte Vorsicht und 
Zurückhaltung üben. Wir sind den Einrichtungen gegenüber dankbar, dass alle erforderlichen 
Vorgaben und Sicherheitsmaßnahmen zum Wohle unserer Betreuten umgesetzt wurden und 
werden.  
 
Das Personal in den Einrichtungen der Behindertenhilfe leistet überaus wertvolle und 
verantwortungsvolle Arbeit für die Bewohner mit den unterschiedlichsten Behinderungen, 
bis zu sehr hohem Hilfebedarf, zu betreuen, zu pflegen und ihnen zu assistieren. Diese 
Betreuung und Pflege muss mit körpernaher Unterstützung erfolgen, weil die Bewohner in 
besonderen Wohnformen nicht verstehen, was die erforderlichen Infektionsvorsichten 
bedeuten und nicht aktiv mitwirken können.  
 
Dieses Personal ist in der Regel überwiegend in anerkannten Fachschulen für Sozialwesen, 
Fachrichtung Heilerziehungspflege ausgebildet. Deshalb können wir nicht verstehen und 
nicht nachvollziehen, dass diese Mitarbeiter bei der Einführung einer Corona-Sonderzahlung 
(§ 150a SGB XI) nicht berücksichtigt wurden. Wie Sie wissen, gehören die Menschen mit 
Behinderungen zur Gruppe mit hohem Risiko schwer an COVID-19 zu erkranken. Diesem 
Risiko sind auch die Mitarbeiter ausgesetzt, was die Anforderungen an ihre Arbeit deutlich 
erhöht.  
 
Wir fordern, dass gleichberechtigt alle Mitarbeiter, die Heilerziehungspfleger und andere 
Fachkräfte die Corona-Sonderzahlung erhalten und hierbei nicht diskriminiert werden. Auch 



nach der „Corona-Zeit“ sollte diese Personengruppe im Blickfeld bleiben, damit die 
Rahmenbedingungen insgesamt verbessert werden, wie zum Beispiel realistische 
Fachkraftquoten sowie bessere Personalschlüssel, denn es sollte mehr Zeit für die Menschen 
mit Behinderungen bleiben.  
 
Durch höhere Leistungsentgelte sowie in der gesamten Sozialwirtschaft wäre eine verstärkte 
Aus- und Weiterbildung angebracht. Wir Eltern und rechtliche Betreuer sind der Meinung, 
dass ein DANKESCHÖN allein nicht ausreichend sein kann.  
 
Ein weiteres Thema ist für uns von größter Wichtigkeit. Denn seit Jahren fordern die 
Fachverbände sowie auch wir als rechtliche Betreuer unserer Kinder und Angehörigen in den 
Einrichtungen der Behindertenhilfe – in besonderen Wohnformen -, dass auch für diesen 
Personenkreis die Assistenz im Krankenhaus durch eine geeignete Regelung im SGB IX 
sicherzustellen ist  Die Fachverbände schlagen vor, die Liste der Leistungen zur sozialen 
Teilhabe in § 113 Abs. 2 Ziffern 1-9 SGB IX um eine Ziffer 10 „Assistenz im Krankenhaus 
sowie in stationären Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen“ zu ergänzen.  
 
Damit wäre ein potentieller Leistungsanspruch auf Assistenz in diesen Einrichtungen 
grundsätzlich formuliert. Unabhängig davon ist es erforderlich, innerhalb der 
Krankenhausfinanzierung geeignete Regelungen vorzusehen, die den Mehraufwand im 
Behandlungsprozess einschließlich der Pflege decken.  
 
Die Aufnahme in ein Krankenhaus verursacht bei Menschen mit Behinderungen hochgradig 
Ängste, die fremde Umgebung, die Ärzte und Pfleger, all das trägt zu Unsicherheit und 
teilweise zu Bedrohung bei, neben den Symptomen, die Anlass der Einweisung sind. Die 
soziale Assistenz sollte von Personen geleistet werden, die dem Menschen mit Behinderung 
persönlich gut bekannt sind, Familienangehörige, Eltern, rechtliche Betreuer sowie vertraute 
Mitarbeiter aus den Einrichtungen der Behindertenhilfe, wenn es keine Angehörigen mehr 
gibt oder diese die Begleitung ins Krankenhaus aus welchen Gründen auch immer nicht 
leisten können.      
 
Wir hoffen, wünschen und bitten Sie, Ihre Möglichkeiten als Sozialminister des Landes NRW 
bei diesen Themen einzubringen.  
In der Hoffnung, dass wir alle diese Krise unbeschadet und gesund überstehen, verbleiben 
wir mit freundlichen Grüßen   
 
 
gez.    Monika Rüschenbeck     Klemens Kienz    Susanne Buers                 

  
 
 


